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Handelspartner China:  
Zwischen Marktchance und Wettbewerb 
China ist für europäische Unternehmen ein wichtiger Handelspartner. Angesichts der geopolitischen Situation wäre eine  
einseitige Abhängigkeit allerdings fatal. 

Der Angriff Russlands auf die 
Ukraine und der seit mehr als 
einem Jahr wütende Krieg hat 
auch deutliche geopolitische 
Auswirkungen. Chinas oftmals 

unklare Positionierung im Ukrainekrieg und 

das sehr offen zur Schau getragene Kräfte­
messen mit den USA rückt auch in Europa 
die Frage ins Zentrum, wie mit der militä­
rischen und wirtschaftlichen Großmacht in 
Asien umzugehen ist. Auf der einen Seite ist 
China ein wichtiger Handelspartner für die 

EU, auf der anderen Seite haben europäi­
sche Länder ganz aktuell in der Energiekrise 
unangenehme Erfahrungen mit den Auswir­
kungen einseitiger Abhängigkeiten gemacht. 
Und die Abhängigkeit von China ist in vielen 
wichtigen Bereichen nicht zu übersehen, 
wie sich die Teilnehmerinnen und Teilneh­
mer der Podiumsdiskussion im Rahmen 
der Veranstaltung „Global Spotlight China: 
Marktchancen vs. Systemwettbewerb“ der 
Industriellenvereinigung einig waren. 

Augenhöhe statt Abhängigkeit
„Jeder gute Unternehmer sollte sein Risiko­
portfolio auf Abhängigkeiten prüfen“, sagt 
Stefan Borgas, CEO von RHI Magnesita, 
Weltmarktführer für feuerfeste Materialien 
und Komponenten für industrielle Hoch­
temperaturverfahren. Für RHI Magnesita 
ist China ein wichtiger Absatzmarkt (trotz 
schrumpfenden Markts), aber auch Pro­
duktionsstandort. In China wird beispiels­
weise mehr als die Hälfte des weltweit 
produzierten Stahls hergestellt – in Hoch­
temperaturverfahren, für die Produkte 
der RHI Magnesita unverzichtbar sind. „In 

China ist es wichtig, Geschäfte auf Augen­
höhe zu machen: Es muss für China klar 
sein, welchen Vorteil wir als Europäer ih­
nen bieten können – wie in unserem Fall 
das Recycling­Know­how. Genauso muss 
aber klar sein, dass wir umgekehrt auch 
etwas von China haben wollen“, erklärt 
Borgas. Ein weiteres Beispiel für diese Au­
genhöhe gibt es im Bereich der Photovol­
taik: Bei der Produktion von Solarpaneelen 
ist China Weltmarktführer, bei einzelnen 
Bestandteilen ist umgekehrt China von  
Europa abhängig. 

Ein Bereich, in dem beide Seiten an einer 
stärkeren Autonomie arbeiten, ist die Luft­
fahrt. „Die Luftfahrtindustrie geht  derzeit 
aus China raus und setzt vor allem im 
hochtechnologischen Bereich zumindest 
auf Double­Sourcing“, sagt der CEO des 
Luftfahrtzulieferers FACC, Robert Macht­
linger. Airbus und Boeing arbeiten intensiv 
daran, in ihren Lieferketten unabhängiger 
von China zu werden – China wiederum 
arbeitet bereits seit Jahrzehnten an einer 
eigenen Luftfahrtindustrie.

Rund um den Green Deal gehen die Wogen in Brüssel hoch 
Die Ausschüsse des Europäischen Parlaments sprechen sich gegen das Renaturierungsgesetz aus. 

Die Europäische Kommission 
unter Präsidentin Ursula von 
der Leyen hat sich die grüne 
und digitale Transformation auf 
die Fahnen geschrieben – aber 

nun regt sich aus den Reihen des Europäi­
schen Parlaments erster Widerstand gegen 
die überaus ambitionierten Ziele auf dem 
Weg zu einer „grünen Union“. 

Stein des Anstoßes ist das Gesetz zur 
Wiederherstellung der Natur, durch das 
bis 2030 für 20 Prozent der Land­ und 
Wasserökosysteme Wiederherstellungs­
maßnahmen durchgeführt werden und 
bis 2050 alle sanierungsbedürftigen Öko­
systeme umfasst werden sollen, um den 

Auswirkungen des Klimawandels und dem  
Biodiversitätsverlust vorzubeugen.

Vor allem die Landwirtschaft hat sich scharf 
gegen das Gesetz ausgesprochen, aber auch 
für die Industrie gibt es Grund zur Sorge. So 
sind wirtschaftliche Tätigkeiten innerhalb der 
Schutzgebiete zwar nicht ausgeschlossen, 
aber nur sehr eingeschränkt möglich – nur 
für Projekte von überwiegendem öffent­
lichem Interesse. Dies könnte in weiterer 
Folge zu Verfahrensverzögerungen, mehr 
Bürokratie und einer Einschränkung des 
Wirtschaftsstandorts führen. Nun hat sich 
auch unter den Parlamentariern in Brüssel 
Unmut über den Kurs der Kommission ge­
rührt, im Moment zwar mit Fokus auf das Re­

naturierungsgesetz, aber im Grunde gegen 
den zu schnellen und zu ambitionierten Kurs 
zum grünen Wandel, der Unternehmen zu 
überfordern und die Wettbewerbsfähigkeit 
Europas zu gefährden droht. Alle zuständi­
gen Ausschüsse des Parlaments haben sich 
gegen den Vorschlag ausgesprochen, und so 
steht eine mögliche Position des Parlaments 
jedenfalls auf wackeligen Beinen, ebenso 
wie die der Mitgliedstaaten, die ebenfalls 
nur mit einer hauchdünnen Mehrheit ange­
nommen wurde.

Einer jedenfalls zeigt sich unbeeindruckt, und 
das ist Kommissionsvizepräsident Frans Tim­
mermans, der ausrichtet, die Kommission wer­
de jedenfalls an ihrem Vorschlag festhalten.

Österreich auf Platz sechs  
im europäischen Innovationsranking 
Österreich verbessert sich im „European Innovation Scoreboard“ – die Industrie ist eine tragende Säule des Innovationsstandorts.  

Nach dem achten Platz im Vor­
jahr nimmt Österreich im 
diesjährigen European Inno­
vation Scoreboard (EIS) den 
sechsten Platz in den EU­27 

ein und führt damit die Gruppe der „Strong 
Innovators“ an. In der Detailauswertung 
zeigt sich erneut der bedeutende Beitrag 
der Unternehmen am positiven Gesamt­
ergebnis. So nimmt Österreich unter an­
derem eine Frontrunner­Position bei den 

Anmeldungen von Schutzrechten für geis­
tiges Eigentum oder den privaten F&E­
Ausgaben ein. „Wenn man bedenkt, dass 
mehr als die Hälfte dieser Mittel durch 
nicht einmal 300 Leitbetriebe in Österreich 
getragen werden, wird der Stellenwert 
der Industrie für den Innovationsstandort 
deutlich“, sagte IV­Generalsekretär Chris­
toph Neumayer. Mit der guten EIS­Plat­
zierung liegt die langjährige Zielsetzung 
„Innovation Leader“ nun in Reichweite. 

Um diese „Poleposition“ erreichen zu kön­
nen, muss an vielen Schrauben gedreht 
werden. Für die Industrie besonders im 
Fokus steht dabei der Ausbau von Techno­
logiekompetenz in Schlüsseltechnologien – 
von Mikroelektronik und künstlicher Intel­
ligenz über Quantentechnologie, Robotik, 
Nanotechnologie, Materialien, Energietech­
nologien und Life Sciences bis hin zu Tech­
nologien für die Anwendung im Weltraum. 
Die stärkere Begeisterung der Jugend, aber 

auch der Gesellschaft für Wissenschaft und 
Technologie zählt für die IV zu den Kern­
herausforderungen der nächsten Jahre. Die 
kürzlich unter Federführung des BMBWF 
und in Kooperation mit der IV gestartete 
Initiative „MINT-Regionen“ setzt genau hier 
an. Sie richtet sich speziell auch an Techno­
logieunternehmen, dabei mitzuwirken, mit 
mehr Technologie­Spirit vom Kindergarten 
bis zur Matura einen posi tiven Weg in die 
Zukunft vorzuzeichnen.
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EXPERTENMEINUNG

Valerie Gruber ist IV-Expertin für Europapolitik.

Der Cybersecurity-Round-Table im Haus der Industrie.
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GRAFIK DES MONATS ZAHL DES MONATS

37,65
AKTUELLES IN KÜRZE

Die teuren Energieimporte haben 2022 das 
Außenhandelsdefizit stark ansteigen las­
sen. Der Wert der Importe lag nominell mit 
215,27 Mrd. Euro um 20,6 Prozent über 
2021, die Exporte von Waren stiegen um 
17,6 Prozent auf 194,68 Mrd. Euro – macht 
unterm Strich ein Handelsbilanzdefizit von 
20,59 Mrd. Euro, nach 12,86 Mrd. im Jahr 
2021. Die Statistik Austria führt dies unter 

anderem auf die massiven Preissteigerun­
gen bei Brennstoffen und Energie zurück.

Die Zunahmen auf der Exportseite seien 
vor allem von der guten Entwicklung bei 
Maschinen und Fahrzeugen sowie be­
arbeiteten Waren getragen worden. Ab­
gesehen von den Jahren 2002 und 2007 
wies der Außenhandel Österreichs seit 

dem EU-Beitritt 1995 jedes Jahr eine ne­
gative Bilanz auf, während die wertmäßigen 
Außenhandelsvolumina sowohl bei den 
Importen als auch bei den Exporten – ab­
gesehen von den Einbrüchen im Jahr 2009 
aufgrund der Finanz- und Wirtschaftskrise 
und in der ersten Hälfte des Jahres 2020 
in Folge der Coronapandemie – stetig  
gestiegen sind.

Mitten in der Debatte um eine Arbeitszeit-
verkürzung zeigen aktuelle Eurostat­Daten, 
dass in Österreich bereits heute weniger ge­
arbeitet wird als in vielen anderen EU­Län­
dern – und zwar auch in Vollzeitjobs. Laut 
Eurostat liegt die tatsächliche Wochenarbeits­
zeit im Rahmen einer Vollzeittätigkeit (unter 
Berücksichtigung von Urlauben, Feiertagen 
und sonstigen freien Tagen) von Arbeitnehme­
rinnen und Arbeitnehmern in Österreich weit 
unter dem EU-Durchschnitt und damit im 
untersten Drittel. Während Menschen hier­
zulande im Jahr 2022 im Schnitt tatsächlich 
37,65 Stunden gearbeitet haben, betrug der 
EU-Durchschnitt 38,35 Stunden; in Deutsch­
land waren es gar 38,9 Stunden. „Die Stimmen, 
die laut nach einer Arbeitszeitreduktion rufen, 
sollten das Modell zuerst einem Praxischeck 
unterziehen. Gerade in Zeiten des Arbeits­ 
und Fachkräftemangels kann die Antwort nicht 
‚Weniger arbeiten!‘ lauten. Ideologie kann die 
Realität nicht außer Kraft setzen“, so Georg 
Knill, Präsident der Industriellenvereinigung.

Aus gegebenem Anlass:  
Ein Lob der sozialen Marktwirtschaft
Eine Welt ohne Krisen und in absoluter Gerechtigkeit werden wir nicht erschaffen können – 
das versprechen nur gescheiterte Ideologien oder Sekten. Es gibt aber ein System, das sich als 
robuster Wohlstandsmotor und als sozial gerechter als alle anderen erwiesen hat: die soziale 
Marktwirtschaft. 

Der politische Populismus fei­
ert – so scheint es – in den 
westlichen Demokratien fröh­
liche Urstände. In der öster­
reichischen Variante liefert er 

einfache Antworten auf komplexe Heraus­
forderungen, fördert Frust oder bringt ge­
scheiterte Utopien wieder auf die Agenda 
politischer Diskussionen. So folgte auf die 
Selbstzuschreibung des neuen SPÖ-Vor­
sitzenden, ein „Marxist“ zu sein, bei der ro­
mantischen Linken und auch bei vielen sich 
ohnehin selbst links verortenden Medien­
schaffenden ein wohliges Schaudern, wenn 
nicht Begeisterung. Politologen und Wissen­
schafter rücken zudem aus, um zu beteu­
ern, dass der Marxismus entweder ohnehin 
harmlos oder in seiner realen Ausprägung 
eben einfach nur ein wenig fehlerbehaftet 
war und ist. Auf die vielen Millionen an To­
ten und die Armut, die sich auf marxistische 
Ideen berufende Regime zu verantworten 
haben, wurde bestenfalls in Nebensätzen 
kurz hingewiesen.  

Es scheint in den westlichen Wohlstands­
demokratien zunehmend der politische 
Wertekompass verloren zu gehen. Das mag 
nicht zuletzt am Krisenstakkato der ver­
gangenen Jahre liegen, denen gewählte Re­
gierungen, so gut es ging, entgegentraten; 
manchmal besser, manchmal schlechter, 
manchmal glücklicher, manchmal unglück­
licher – aber im Ergebnis doch so, dass es zu 

keinen signifikanten Wohlstandseinbrüchen 
oder sozialen Verwerfungen gekommen ist. 
Dabei wurden mitunter auch dirigistische 
Instrumente eingesetzt, das Grundsystem 
der Marktwirtschaft blieb aber unangetastet. 
Nicht ohne Grund: Die Marktwirtschaft ist 
das System, das besser in der Lage ist, sich 
selbst wieder aufzurichten und flexibel auf 
neue Herausforderungen zu reagieren; weil 
es Leistung fördert und belohnt, weil es Auf­
stieg möglich macht und weil es aus diesen 
Versprechen heraus soziale, unternehmeri­
sche und technologische Innovation produ­
ziert, die Grundlagen der Wettbewerbsfähig­
keit und des Wohlstands der Zukunft. 

Dem Sozialismus oder Marxismus, der sich 
nun wieder in die politische Debatte in Ös­
terreich geschlichen hat, fehlt es an diesem 
Mechanismus. Wie sehr man einen Staat mit 
sozialistischen Ideen in die Armut treiben 
kann, wird am Beispiel Venezuelas beson­
ders deutlich: Mit dem durch große Ölvor­
kommen entstandenen Reichtum wurde und 
wird dort versucht, sich die Gunst des Volks 
zu erkaufen – mit allen fatalen Folgen. Das 
größte Übel liegt ganz tief im System: Es gibt 
keine Möglichkeit, ausreichend privates Ka­
pital zu bilden, und keinen Anreiz, in Bildung, 
Infrastruktur und Innovationen zu investie­
ren. Venezuela besitzt mehr Ölvorkommen 
als jedes andere Land der Welt, und dennoch 
gehört es zu den ärmsten Staaten der Erde. 
Es ist nicht nur der „Fluch der Ressourcen“, 

sondern der „Sozialismus des 21. Jahrhun­
derts“ der zu Dysfunktionalität und den welt­
weit höchsten Inflationsraten geführt hat. 

Was Winston Churchill für die Demokratie 
konzedierte – dass sie nämlich „die schlech­
teste aller Staatsformen ist, ausgenommen 
alle anderen“ –, mag vielleicht auch für die 
Marktwirtschaft gelten, aber: Die Marktwirt­
schaft in einem demokratischen System, ge­
paart mit einem effizienten Sozialstaat und 
Nachhaltigkeit, ist das Wirtschaftssystem, 
das, bei allen Schwächen, für Bürgerinnen 
und Bürger nachweislich die meisten Lebens­
chancen bietet. Die Grundvoraussetzungen 
dafür sind die Möglichkeit, Vermögen zu bil­
den, das Recht auf Eigentum, das Vertrauen 
in ein verlässliches Rechtssystem und der 
freie Austausch von Meinungen und Infor­
mationen. Es ist ein resilientes und robustes 
System, das wir verbessern können, aber an 
dessen Grundfesten wir nicht rütteln sollten. 
Das sollten wir nicht vergessen, wenn wir auf 
Marxisten und Populisten und ihre vollmun­
digen Versprechen im politischen Diskurs 
stoßen.

Ihr

Christoph Neumayer,
IV­Generalsekretär
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Die Redaktion weist darauf hin, dass Redaktionsschluss der vorliegenden Ausgabe der iv-positionen der 7. Juli war. 
Aktuelle Informationen über spätere Entwicklungen finden Sie unter: www.iv.at.

Einfuhr und Ausfuhr nach Regionen 2022
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Digitalisierungsschub  
rückt Cybersicherheit in den Fokus
Im November findet in Wien eine Jobmesse statt, die Tausenden Wechselwilligen potenzielle neue Arbeitgeber vorstellt.  
Organisator Bernhard Ehrlich im Interview.

Die Zahl der Cyberangriffe auf 
österreichische Unternehmen 
steigt massiv an: Vergangenes 
Jahr hat es um 200 Prozent 
mehr solcher Attacken gege­

ben. Aus diesem Anlass luden IV und Innen­
ministerium Expertinnen und Experten aus 
Unternehmen und Politik zu einem Round 
Table ins Haus der Industrie. Dabei ging es 
nicht nur darum, wie sich Unternehmen am 
besten schützen können; Cybersicherheit 
ist für Österreich auch ein Wirtschaftsfaktor 
mit viel Potenzial. „Die heimischen Indus­
triebetriebe und der Wirtschaftsstandort 
Österreich verfügen in vielen Bereichen 
über hervorragende Grundvoraussetzun­
gen, um Vorreiter im Bereich Cybersicher­
heit zu werden“, sagte IV­Präsident Georg 
Knill. Dies sei vor allem aufgrund „der star­

ken Innovationskraft, des hohen Daten­
schutzniveaus und der Informationssicher­
heit“ der Fall. 

Darüber hinaus nehme Österreich in der 
Automatisierung und Digitalisierung der In­
dustrieproduktion eine Vorreiterrolle ein und 
verfüge über einen hohen Grad an Expertise 
in Bereichen wie künstliche Intelligenz, Inter­
net of Things und Edge Computing. Zu einer 
der großen Herausforderungen in diesen 
Bereichen gehört der Fachkräftemangel, der 
im IT­Bereich besonders spürbar ist: 25.000 
Fachkräfte würden im IT-Sektor bereits jetzt 
fehlen, betonte Knill. Innenminister Gerhard 
Karner verwies auf Ausbildungsinitiativen – 
unter anderem die neu geschaffene „Cyber-
HAK“ in Tamsweg. Ein weiterer Standort soll 
in Horn entstehen.

Virtuelle Hauptversammlung: Gekommen, um zu bleiben
Die Coronapandemie hat die Digitalisierung der Hauptversammlung beschleunigt – die virtuelle Versammlung soll  
nun Dauerrecht werden. 

Die Coronapandemie hat auch 
der Hauptversammlung als 
einem der wesentlichen Lei­
tungsorgane einer Aktien­
gesellschaft einen Digitalisie­

rungsschub versetzt. Gemäß Aktiengesetz 
müssen Hauptversammlungen grundsätz­
lich physisch abgehalten werden – erst 
die Covid­19­Gesetzgebung hat ein tat­
sächlich funktionierendes Format für eine 
virtuelle Umsetzung geschaffen; die im 
Aktiengesetz grundsätzlich existierenden 
Möglichkeiten der Fernteilnahme hatten 
sich schnell als  untauglich herausgestellt. 
Das für die Zeit der Corona­Lockdowns 
und ­Kontaktbeschränkungen eingeführ­
te Format der virtuellen Hauptversamm­
lung war so erfolgreich, dass es nun 
Dauerrecht werden soll. Dafür liegt ein 
Gesetzesentwurf vor, den die Industriellen­
vereinigung im Sinne der Wahlfreiheit der  
Unternehmen unterstützt.

Ein Blick auf große internationale Börse-
plätze zeigt, dass die Digitalisierung der 
Hauptversammlung schon lange vor dem 
Ausbruch der Covid-Pandemie ein wichtiges 
Thema war. Eine rein digitale Hauptver­
sammlung war zum Beispiel in Italien und in 
wesentlichen Bundesstaaten der USA be­
reits vor Corona möglich. 
 
Die Aktionärsstruktur der im ATX Prime 
gelisteten Gesellschaften ist zudem sehr 
international. So ergab eine unlängst durch­
geführte Auswertung, dass deutlich mehr als 
die Hälfte des Streubesitzes den Sitz außer­
halb der Republik Österreich hat. Die heimi­
schen Emittenten sind also auf internatio­
nales Kapital angewiesen. Auch das spricht 
für virtuelle Versammlungen, um unnötige 
Wege zu vermeiden. 

Die Covid­19­Gesetzgebung war also für 
die Zukunft richtungsweisend – nicht nur 

technisch, als funktionierendes Format 
der virtuellen Hauptversammlung, son­
dern auch, weil zielführende Maßnahmen 
umgesetzt wurden, die zu einer Diversi­
fizierung der Hauptversammlungspräsenz 
führten. Dies war schließlich ein bereits 
in der Aktionärsrechterichtlinie 2007 und 
mit dem AktRÄG 2009 formuliertes Ziel  
des Gesetzgebers. 

Punkte, die für ein virtuelles  
HV-Format im Dauerrecht sprechen  
• Einfachere und bequemere Teilnahme: 

Aktionäre können von einem beliebigen 
Ort aus über das Internet teilnehmen. 
(Österreichs Haushalte verfügen über 
eine Breitband-Internetpenetration von 
rund 90 Prozent.) Es fallen keine Kos­
ten für die Anreise zum Versammlungs­ 
ort an.  

• Verbesserung der Aktionärsdemokra­
tie: Die Teilnahme wird einem größeren 

Kreis an österreichischen und interna­
tionalen Aktionären ermöglicht.  

• Umweltschutz: Emissionen können 
deutlich reduziert werden, weil die An­
reise der Aktionäre entfällt. Auch der 
Papier verbrauch ist deutlich geringer.  

• Flexibilität: HV-Veranstaltungen finden 
meist zur regulären Arbeitszeit statt und 
dauern mehrere Stunden. Wird eine 
HV übertragen und steht ein Stream im 
Nachhinein zur Verfügung, können auch 
Personen an der Veranstaltung teilneh­
men, die andernfalls verhindert wären 
– z. B. aus beruflichen Gründen oder 
aufgrund der Zeitverschiebung. Zudem 
besteht die Möglichkeit, einzelne Tages­
ordnungspunkte im Nachgang gezielt 
anzusehen. 

• Kosten: Hybridveranstaltungen verursa­
chen im Vergleich mit einer physischen 
oder virtuellen HV im Schnitt doppelt so 
hohe Kosten.

Der Cybersecurity-Round-Table im Haus der Industrie.

Kyndryl-Alps-CEO Maria Kirschner spricht im Industry Talk der IV über Cybersicherheit.
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MINT-Bildung für junge Menschen attraktiv machen
Ein Aktionsplan von IV und Bildungsministerium sowie zahlreiche neue MINT-Kindergärten und -Schulen helfen dabei,  
die naturwissenschaftlich-technische Bildung in Österreich voranzutreiben.  

Die Industriellenvereinigung 
treibt das Thema MINT­Bil­
dung gleich an mehreren 
Fronten voran. IV­Präsident 
Georg Knill präsentierte ge­

meinsam mit Bildungsminister Martin Po­
laschek den „Aktionsplan MI(N)Tmachen“. 
Das Ministerium skizziert darin acht zentra­
le Handlungsfelder, die bearbeitet werden 
müssen, um dem Ziel der Bundesregierung 
näher zu kommen, bis 2030 um 20 Prozent 
mehr MINT­Graduierte sicherzustellen. Die 
Handlungsfelder spannen einen weiten Bo­
gen – vom Aufbau von „MINT­Regionen“ als 
Multistakeholder­Netzwerke über den Aus­
bau von HTLs und Hochschulen im MINT­
Bereich bis hin zur Unterstützung von 
MINT­Lehrpersonen. Damit werden erste 
wichtige Schritte einer langjährigen IV­For­
derung umgesetzt. 

MINT-Schulen und -Kindergärten
Im Rahmen einer großen Gala mit 250 Gäs­
ten im Haus der Industrie standen 130 neu 
ausgezeichnete MINT­Kindergärten und 
MINT-Schulen im Mittelpunkt – insgesamt 

tragen bereits 590 Bildungseinrichtungen 
das Gütesiegel. Die Initiative „MINT-Gü­
tesiegel“, die von IV, Bildungsministerium, 
Wissensfabrik Österreich und Pädagogi­
scher Hochschule Wien getragen wird, ver­
zeichnete heuer nicht nur ein All­Time­High 
an Einreichungen – erstmals werden in den 
Bundesländern zudem Bildungseinrichtun­
gen ausgezeichnet, die sich bereits zum 
dritten Mal erfolgreich einer Rezertifizie­
rung stellen. Jede Bewerbungsrunde ist mit 
Qualitätsentwicklungssprüngen für begeis­
terndes Lernen in MINT verknüpft, welche 
genau zu dokumentieren sind. 

„Zwei Drittel des Industriepersonals sind 
heute schon dem MINT­Bereich zuzuord­
nen, und gleichzeitig fehlen uns 40.000 
Technikerinnen und Techniker allein in den 
Industriekernbranchen. Der Fachkräfte­
mangel im MINT­Bereich spitzt sich immer 
mehr zu. Das ist bedrohlich, denn ohne 
MINT-Talente ist unsere Zukunft undenk­
bar“, so Knill. Er appellierte an alle Stake­
holder in Österreich, noch mehr für den 
MINT­Nachwuchs zu tun. Knill überreichte 

die Gütesiegel gemeinsam mit Minister 
Polaschek, Wissensfabrik­Präsident Klaus 
Peter Fouquet, Norbert Kraker, Vizerektor 
der Pädagogischen Hochschule, und Jury­
sprecherin Barbara Streicher vom Science 
Center Netzwerk.

„Kindertag der Industrie“  
weckt Begeisterung für Technik
Experimentieren, schrauben, schmelzen und schmieden – im Haus der Industrie durften wieder  
Hunderte Schulkinder in die faszinierende Welt der Industrie eintauchen.

Am mittlerweile zehnten Kinder­
tag der Industrie haben Schul­
kinder und Industrie betriebe 
wieder gemeinsam experimen­
tiert, konstruiert und Technik 

erkundet. Die Workshops im Haus der Indus­
trie und online wurden in Kooperation mit 
Wissenschaftspädagogen von Science Pool 
und Wissensfabrik gestaltet und lockten ins­
gesamt rund 1000 junge Gäste im Alter von 
sechs bis 14 Jahren an. Unternehmen wie 
Agrana, AUA, BASF, Boehringer Ingelheim, 
CoLT (FACC), Energie AG Oberösterreich, 
Geberit Productions, Infineon, Kapsch Traf­
ficCom AG, KTM AG, ÖBB, OMV, Rejlek Me­
tal & Plastics Group, Uniqa, voestalpine Stahl 
GmbH und WIFA ermöglichten den Kindern, 
Technik und Naturwissenschaften hautnah 
zu erleben und einen Einblick in die vielfälti­
ge Welt der Industrie zu erhalten.

WEBTIPP
Weitere Informationen zum  
MINT­Gütesiegel:  
www.mintschule.at    
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Die gute SchuleDie gute Schule
Problemlösung, kritisches Denken, Offenheit, Kollaboration sowie Kommunikationsfähigkeiten – um die aktuellen Herausforderungen und  
jene der Zukunft bewältigen zu können, brauchen wir Verständnis für die raschen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen der Welt. 
Aber werden diese Fähigkeiten in Österreich auch hinreichend vermittelt?  

Seit Jahren verfügen viele junge Menschen am Ende der Schulpflicht nicht über ausreichende Grundkompetenzen. Der Ursprung liegt oft schon  
im Kindergarten, der noch nicht als das gesehen wird, was er eigentlich ist: die erste Bildungseinrichtung. Für die Volksschule und die Sekundar­
stufe I gibt es bereits einen neuen Lehrplan, der auch Kompetenzen beinhaltet, die über Schulfächer hinausgehen – jetzt geht es darum, sicher­
zustellen, dass diese Kompetenzen wirklich bei der nächsten Generation ankommen und sie zukunftsfit machen.

Chance Elementarbildung 
Jedes Kind hat ein Recht auf gute Startvoraussetzungen.

Die Herausforderung 
Die Kinderbetreuungsquote der unter Dreijährigen liegt österreichweit nur bei 
29,9 Prozent. Es fehlen immer noch Tausende Betreuungsplätze, um das Barcelona­ 
Ziel von 45 Prozent zu erreichen. Österreichweit haben 14 Prozent der Einrich-
tungen nur bis 14 Uhr geöffnet, die Zahl der durchschnittlichen Schließtage liegt 
bei 22,3; sieben Prozent haben mehr als 51 Schließtage. Öffnungszeiten und die 
Anzahl der Schließtage von Kinderbetreuungseinrichtungen haben einen wichtigen 
Einfluss auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Besonders im ländlichen Raum 
bestehen nach wie vor Engpässe in der Betreuung. 

Das hat in erster Linie Auswirkungen auf die Beschäftigungsquote der Eltern, be­
deutet aber auch, dass viele Kinder in Österreich erst später ins Bildungssystem ein­
steigen können. Elementare Bildungseinrichtungen, Tageseltern oder Kinder gruppen 
sind neben der Familie die ersten Bildungsorte für mehr als 330.000 Kinder. Quer 
durch Österreich spannt sich jedoch ein Fleckerlteppich aus unterschiedlichen 
strukturellen, organisatorischen und pädagogischen Rahmenbedingungen. Damit 
hängt gute Elementarbildung vom Wohnort ab. Besonders die Vermittlung von 
Sprache und die Förderung des Interesses an Technik und Naturwissenschaften 
erfordern Fort­ und Weiterbildungen für Pädagoginnen und Pädagogen. 

Die Chance 
Jeder Euro, der in frühkindliche Bildung investiert wird, kommt 
achtfach zurück. Naturwissenschaftlich-technische Qualifikatio­
nen und digitale sowie Alltagskompetenzen sind ein Schlüssel zur 
Bewältigung künftiger gesellschaftlicher Herausforderungen. Das 
natürliche Interesse von Kindern an MINT (Mathematik, Infor­
matik, Naturwissenschaften und Technik) sollte daher möglichst 
früh gefördert werden. Auch die Sprachbildung ist ein wesent­
licher Pfeiler für einen erfolgreichen Bildungsweg und damit die 
Zukunftsfitness. Ganz nebenbei werden Familien und insbeson­
dere junge Mütter von einem flächendeckenden und qualitativ 
hochwertigen Angebot an elementarpädagogischen Bildungs-
einrichtungen stark entlastet. Frauen, die Kinderbetreuung 
nutzen, sind häufiger und früher wieder berufstätig und arbeiten 
auch häufiger in Vollzeit. 

Chance Bildungspflicht und Mittlere Reife
Der Mittelmäßigkeit den Kampf ansagen. 

Die Herausforderung 
Wenn der Übergang vom Kindergarten in die Schule geschafft ist, zeigt sich erneut, dass es an manchen 
Stellen noch Aufholbedarf gibt. Mehr als die Hälfte der Kinder haben am Ende der Mittelschule Schwächen 
beim Lesen und Rechnen: Die jüngsten österreichischen Bildungsstandards­Überprüfungen haben ergeben, 
dass 21 Prozent der Schülerinnen und Schüler der achten Schulstufe die Standards in Deutsch und Mathe­
matik nicht erreichen und weitere 34 Prozent nur teilweise – das ergibt eine jährliche Risikogruppe von 
55 Prozent. Bei der Lesekompetenz erreichten 24 Prozent bzw. 35 Prozent die Mindeststandards nicht bzw. 
nur teilweise. Die neueste PIRLS­Studie hat zudem erneut eindrücklich gezeigt, dass der Bildungserfolg in 
Österreich mit dem sozioökonomischen Hintergrund der Eltern zusammenhängt. Die privaten Ausgaben für 
Nachhilfe leistungen zeigen ein ähnliches Bild. Das ist ein systemisches Problem, dem dringend umfassende 
und nachhaltige Reformen entgegenzusetzen sind.  

Österreichs Bildungssystem: Über die Chancen, die es zu ergreifen gilt,  
und die Herausforderungen, die wir anpacken müssen.
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Die Chance 
Bisher wird in Österreich die Schulpflicht mit dem Absitzen von neun Jahren erfüllt. Ein guter Hebel wäre die  
Einführung der sogenannten Bildungspflicht inklusive Mittlerer Reife – beides steht seit 2020 auch im Regierungs-
programm. Jetzt geht es um die Umsetzung. 

Innerhalb der Phase der Bildungspflicht (von der ersten bis achten Schulstufe) soll von allen Beteiligten des Bildungs-
systems das Erreichen eines verlässlichen, anschlussfähigen Wissens­ und Kompetenzniveaus ins Zentrum gestellt 
werden. Daher ist auf individuelle Fördermaßnahmen ein besonderer Fokus zu legen. Am Ende der Bildungspflicht sollte 
es einen zertifizierten, offiziellen Abschluss geben: die Mittlere Reife. Ein Teil dieses Abschlusses stellt dabei ein zentrales, 
externes und bundesweites Kompetenzscreening dar – zumindest in Deutsch, Mathematik und Englisch. Ein weiteres 
wichtiges Element ist die Erarbeitung eines Stärkenportfolios, in dem gezielt die Stärken der Kinder und Jugendlichen 
 gesammelt werden, um sie bei der Wahl ihres weiteren Bildungs­ und Berufswegs zu unterstützen. 

Oberstes Ziel ist, die Kinder und Jugendlichen auf ein verlässliches und hohes Kompetenzniveau zu bringen und ihnen 
damit das Rüstzeug für eine erfolgreiche Bildungs- und Berufslaufbahn mitzugeben. 

Die Chance: Ausbildung reformieren
Zunächst geht es darum, die Studiendauer zu vereinheitlichen. Sinn­
voll wären aus Expertensicht drei Jahre für den Bachelor und zwei 
Jahre für den Master. Zudem wäre auch die Möglichkeit eines berufs­
begleitenden Masterstudiums ins Auge zu fassen. Wichtig ist darüber 
hinaus, Theorie und Praxis besser zu verzahnen – eine Analyse der 
aktuellen Ausbildung hat gezeigt, dass dieser Transfer einer der erfolgs­
relevantesten Punkte ist. Regelmäßige Praxis in der Klasse bietet erst 
die Möglichkeit einer ständigen Reflexion und Erprobung der eigenen 
pädagogischen Fähigkeiten. Es wäre daher bei einer Reformierung 
speziell darauf zu achten, dass wissenschafts- und praxisbezogene 
Ausbildungsteile gut aufeinander abgestimmt sind. 

Berufseinstieg: Onboarding an den Schulen optimieren
Gerade die ersten Schritte im Beruf müssen gut begleitet werden – bei der 
Einführung ins Lehramt ist das die Induktionsphase. Hier gilt es, das Gelernte 
in der Praxis umzusetzen, Erfahrungen zu sammeln und zu reflektieren. Vor 
Eintritt in die Induktionsphase muss eine ausreichende Grundlage an fach­
lichen, fachdidaktischen und pädagogischen Kompetenzen erworben werden. 
Dann braucht es an den Schulen ausreichend Zeit und Kapazität für ein 
hochqualitatives Mentoringprogramm durch die älteren Lehrkräfte für die 
 Berufseinsteigerinnen und Berufseinsteiger. In Fällen, in denen das gut 
 gelingt, zeigt sich ein signifikanter Kompetenzzuwachs bei den Jungen.

Chance Pädagogenbildung 
Der Anspruch muss sein, immer besser zu werden.
Die Herausforderung
Im Zentrum gelingender Schule steht ein wertschätzender,  vertrauens­ 
und zugleich anspruchsvoller Blick auf die Rolle der Lehrpersonen 
und ihre Profession. Pädagoginnen und Pädagogen sind die „Bildungs­
expertinnen und Bildungsexperten der Praxis“, die eigenverantwortlich 
pädagogische Entscheidungen treffen sollen. Aktuell entscheiden sich in 
Österreich zu wenige junge Menschen dafür, diesen Beruf zu ergreifen. 

Ein möglicher Grund dafür kann das derzeit wenig attraktive Lehramts­
studium sein. Im europäischen Vergleich ist die Studiendauer in Öster­
reich lang – der Bachelor, der in den meisten Studienrichtungen auf drei 
Jahre angelegt ist, dauert im Lehramt vier Jahre.

Rückblick auf den Tag  Rückblick auf den Tag  
der Wissenschafts- der Wissenschafts- 
olympiaden – ein olympiaden – ein 
Appell für mehr Appell für mehr 
Begabtenförderung.Begabtenförderung.
Im Juli fand im Haus der Industrie eine bemerkenswerte Veranstaltung statt, die die Förderung hochbegabter junger Talente in den Mittelpunkt stellte: der „Tag der Wissenschaftsolympiaden“, organisiert vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung (BMBWF) mit Unterstützung der IV. 

Der Tag war ein schöner Anlass, um Spitzenleistungen von Schülerinnen und Schülern vor den Vorhang zu ho­len, sie gebührend zu feiern und ihre nationalen und internationalen Erfolge auch besser in der Öffentlichkeit be­kannt zu machen.  

Das Thema Spitzenleistung und Exzellenz ist häufig gesellschaft­lich, aber auch politisch noch etwas unterbelichtet. Bildungsgerechtigkeit ist dabei eines der wichtigsten An­liegen – der Begriff bedeutet unter anderem, dass alle Schülerinnen und Schüler so gefördert werden, dass ein bestmöglicher Lern­ und Bildungs­erfolg gesichert ist. Also: individuelle Förderung, die leistungsschwache,   

aber genauso begabte und besonders leistungsfähige Kinder und Jugendliche umfasst. 

In den Bildungsprogrammen der IV ist daher immer von „Mehr Spitze und mehr Breite“ die Rede. Konkret be­deutet das: eine gute Grundbildung für alle Kinder und Jugendlichen, gewisse Standards, die alle erreichen müssen. Und: Förderung spezieller Interessen, Begabungen und Stärken sowie Aufbau individueller Expertise. 

Wir müssen Begabte fördern, das Poten­zial in der Spitze nutzen, Leistung errei­chen und die soziale Selektion verrin­gern. Ein modernes Bildungswesen kann und muss beides schaffen.
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IV-Kampagne gegen „Schnüffelsteuer“
Die Wiedereinführung einer Vermögensteuer in Österreich wäre ein Schritt in die falsche Richtung.  
Die IV weist mit einer Kampagne auf die Nachteile einer solchen Steuer hin.

Die Kampagne der Industriel­
lenvereinigung gegen eine 
Vermögensteuer stieß auf 
breite mediale Resonanz und 
löste angeregte Debatten in 

den sozialen Medien aus. Im Fokus der 
Kampagne steht die Vermögensteuer als 
„Schnüffelsteuer“: Bei einer Einführung 
einer solchen Steuer müsste das Finanz­
amt zahlreiche Daten über den Besitz der 
Österreicherinnen und Österreicher er­
heben. „Nicht alles, was ‚retro‘ klingt, ist 
auch automatisch gut. Das Konzept der 
Vermögensteuer wurde aus gutem Grund 
1994 abgeschafft. Der hohe bürokratische 
Aufwand und das unverhältnismäßige 
Ausmaß an detaillierten Einblicken in das 
Privatleben der Bürgerinnen und Bürger 
stehen nicht im Verhältnis zu den geringen 
Einnahmen für den Staat“, so IV­General­
sekretär Christoph Neumayer. 

Für die Erhebung des Freibetrags wären 
große Datenmengen über die Österreiche­
rinnen und Österreicher notwendig, um 
die Abgabe adäquat zu berechnen. Dabei 
müsste das Vermögen – vom Schmuck bis 
hin zum Auto oder Haus – jeder einzelnen 
Person erhoben und bewertet werden, 
um zu ermitteln, ob dieses die Freigrenze 
übersteigt oder nicht. Der dadurch ent­
stehende Bürokratieaufwand würde bei 
einer Vermögensteuer über 32 Prozent 
des zu erwartenden Steueraufkommens 

ausmachen. Die Erhebungskosten wären 
bis zu zehnmal so hoch wie die Kosten bei 
der Lohnsteuer. Mit 43,5 Prozent ist die 
Abgabenquote in Österreich bereits jetzt 
die vierthöchste in der EU – weitere Steu­
ern sind nicht zielführend.

AKTUELLES IN KÜRZE
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Auf der Website    
www.schnueffelsteuer.at  
ist eine Reihe an Fakten und Inhalten 
aufgelistet, die nachvollziehbare Argu­
mente gegen eine Wiedereinführung  
der Schnüffelsteuer liefern.

Mikroelektronik: Österreich Teil eines 
europäischen Technologiekonsortiums
Das IPCEI ist wesentliche Grundlage für das Stärkefeld Mikro-
elektronik in Österreich, auf der es weiter aufzusetzen gilt.

Österreich ist nach einem intensiven 
Notifizierungsprozess erneut bei 
einem Verbund von europäischen 

Frontrunner­Unternehmen im Bereich 
Mikro elektronik mit an Bord. Das Important 
Project of Common European Interest „Mi­
croelectronics and Communication Techno­
logies  (ME/CT)“ kann nun endlich starten.

Insgesamt besteht das IPCEI aus 100 
Projekten aus 20 europäischen Staaten, 
davon 68 Projekte als direkte Partner und 

32 als assoziierte Partner, darunter auch 
die fünf Technologie­Frontrunner AT&S, 
AVL, EEMCO, Infineon Austria und NXP 
Semiconductors Austria sowie das Spitzen­
forschungszentrum Silicon Austria Labs 
(SAL). Im Zentrum des IPCEI ME/CT steht 
die energieeffiziente Produktion von Chips 
in Europa. Die Beiträge der teilnehmenden 
österreichischen Unternehmen liegen ins­
besondere in den Bereichen Packaging, 
Kommunikationstechnik, Leistungselektro-
nik, Prozessoren, Prozesstechnik und Sen­
soren. Als Enabler innovativer und nach­
haltiger Lösungen für die digitale und grüne 
Transformation ist Mikroelektronik in unse­
rem Alltag allgegenwärtig. 

Die für das IPCEI vorgesehenen Mittel sei­
tens der österreichischen Bundesregierung 
belaufen sich auf 175 Mio. Euro und werden 
gemeinsam durch BMK und BMAW bereit­
gestellt. Wichtig ist aber, das Potenzial stra­
tegischer Investitionen in Österreich durch 
eine ausreichende budgetäre Bedeckung si­
cherzustellen und nach wie vor bestehende 
Finanzierungslücken zu schließen.

Das IPCEI ist wesentliche Grundlage für das 
Stärkefeld Mikroelektronik in Österreich, 
auf der es weiter aufzusetzen gilt. Nun ist 
wichtig, die Weichen für die Finanzierung 
der Umsetzung des EU Chips Acts zu stellen 
und damit geeignete Rahmenbedingungen 
für Investitionsentscheidungen zu schaffen.

Hochschulpolitischer Dialog:  
Innovationen für mehr Nachhaltigkeit 
Wie kann Österreich bei der Umsetzung der Ergebnisse der Grund-
lagenforschung in die unternehmerische Praxis besser werden?

Der fünfte Hochschulpolitische Dia­
log von IV und den Technischen Uni­
versitäten Österreichs stand ganz im 

Zeichen von „Universitäten als Sprungbrett 
in eine nachhaltige Produktion“. Im Zentrum 
standen die Herausforderungen, die die digi­
tale und grüne Transformation und der inter­
nationale Technologiewettlauf für Österreichs 
Gesellschaft und Wirtschaft bedeuten. Um 
Innovationen für die nachhaltige Produktion 
voranzutreiben, brauche es eine enge Zusam­
menarbeit von Wissenschaft, Industrie und 
Startups bei der Entwicklung und Kommer­
zialisierung von Schlüsseltechnologien der Zu­
kunft, waren sich alle Speaker einig.

Europa ist in vielen Technologien führend in 
der Grundlagenforschung, die Umsetzung 

finde jedoch in anderen Regionen statt. Inno­
vative Ökosysteme aus Wissenschaft, Indus-
trie und Startups sind für die Umsetzung 
innovativer Produktionsprozesse und eines 
zukunfts weisenden Energiesystems sowie die 
Verfügbarkeit von Rohstoffen wichtig. Wie 
dies funktionieren kann, wurde am erfolg­
reichen Beispiel der deutschen TUM Venture 
Labs gezeigt.

Inspirierende Beiträge lieferten u. a. Bundes­
minister Martin Polaschek (BMBWF), Sabine 
Seidler (TU Wien, TU Austria), Christoph Neu­
mayer (IV), Philipp Gerbert (UnternehmerTUM 
GmbH), Helmut Antrekowitsch (Montanuni­
versität Leoben), Elisabeth Arnold (voestalpine 
Stahl GmbH), Angela Miltner (Lignovations 
GmbH) und Sonja Wogrin (TU Graz).

Mit Videospots regt die IV auf Social Media humorvoll die Debatte um Vermögensteuern an.
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Die (Energie-)Zukunft liegt im Wasserstoff!

Wasserstoff ist einer der 
vielversprechendsten 
Energieträger der na­
hen Zukunft. Er lässt 
sich nachhaltig mit vor­

handenen Technologien erzeugen und über 
bestehende Infrastruktur transportieren und 
speichern. Wasserstoff ist die Ergänzung 
zur Strominfrastruktur, die bei Übertragung 
und saisonaler Speicherung an ihre Grenzen 
stößt. Leider wird über die Medien ein fal­
sches Verständnis von H2­basierten E­Fuels 
kommuniziert und es fehlt der Durchbruch 
für eine Massenproduktion. Der Club1031 
beleuchtet den fehlenden ganzheitlichen 
Ansatz entlang von drei Problemstellungen:

1. Was braucht es zuerst – Demand 
oder Supply? „Weder noch, es braucht 
Investitionen.“
Verbrauch, Erzeugung/Import und notwen­
dige Infrastruktur müssen parallel hoch­
gezogen werden. Wasserstoffproduzenten 
benötigen verbindliche Zusagen für lang­
fristige Abnahmemengen, um Investitionen 
in Milliardenhöhe für Forschung, Aufbau der 
Infrastruktur für Produktion, Transport und 
Speicherung abzusichern. Es braucht eine 
enge Vernetzung der Industrieunternehmen 
entlang der gesamten Wasserstoff-Wert­
schöpfungskette mit Forschungseinrichtun­
gen und der öffentlichen Hand, um die Hen­
ne-Ei-Problematik zu entschärfen. 

Weiters sind geeignete Förderungen, steuer­
liche Entlastungen und Bürokratieabbau 

erforderlich, insbesondere für kurzfristige 
Projekte unter Schwellenwerten.

2. Wasserstoff und E-Fuels können 
nicht kostengünstig produziert wer-
den? „Doch, wenn auch der Transport 
richtig geplant wird.“
Wasserstoff lässt sich mittels Elektrolyse aus 
erneuerbarem Strom CO2­neutral produzie­
ren. Bei Strom­Überkapazitäten aus Solar 
und Wind kann Wasserstoff mittels Elektro­
lyseuren in Containergröße erzeugt werden 
und über nah gelegene bestehende Leitun­
gen transportiert werden. Ein Transport über 
Kesselwagen oder Schiffe ist hingegen nur 
mit einem sehr hohen (Energie-)Aufwand 
möglich.

3. Fossiler Wasserstoff wird immer 
eine negative Nachhaltigkeitsbilanz 
auf weisen? „Es sei denn, man geht die 
Energiewende ergebnisoffen an.“ 
Wasserstoff kann auch aus fossilen Energie­
trägern CO2­neutral produziert werden – 
Voraussetzung ist die Genehmigung von 
Carbon Capture & Storage (CCS), bei der 
abgeschiedener Kohlenstoff nicht in die At­
mosphäre gelassen wird. Das bestehende 
Verbot von CCS ist zu prüfen, insbesondere 
da Erfahrungswerte z. B. aus Norwegen be­
rücksichtigt werden können. 

4. Fazit und Ausblick
Eine solide Wasserstoffstrategie ist ohne 
Zweifel für die Energieversorgung in Euro­
pa essenziell und zudem mit den Zielen 

jeder politischen Partei vereinbar (Arbeits­
plätze, Stärkung Industrie, Exportquote,  
Klimaziele etc.). 

Unser Ausblick lässt sich wie folgt 
zusammenfassen:
1. Österreich kann und muss seine be­
stehenden Stärken ausspielen, dies betrifft 
insbesondere:

a. Die jahrzehntelange Erfahrung in der 
nachhaltigen Erzeugung von Strom
b. Die zentrale Lage, die sehr gute Infra­
struktur und die Anbindung an das euro­
päische Pipelinenetz
c. Die Erfahrungswerte aus effizienter 
Förderung und Speicherung von Erdgas

2. Aufgrund seiner Größe ist Öster­
reich prädestiniert, eine End-to-End-
Wertschöpfungs kette für Wasserstoff mit 
heimischen Unternehmen abzubilden, die 
international skaliert werden kann. 
3. Reduzierung von Handelsbeschränkun­
gen, nationalistischem Denken sowie Ein­
schränkungen durch Genehmigungsverfah­
ren – jegliche Verzögerung schadet Europa, 
insbesondere, da zu hohe CO2­Emissionen 
auch kein nationales Problem sind.

Erfolgreiches JI-Sommerwochenende  
in Lenzing am Attersee
Rund 30 Teilnehmer erlebten ein abwechslungsreiches Programm, das sowohl Naturerlebnisse 
als auch kulturelle Highlights bot.  

Der Auftakt des Wochen­
endes erfolgte mit einer fas­
zinierenden Besichtigung der 
renommierten Frauscher­
Bootswerft. Die Teilnehmer 

erhielten einen exklusiven Einblick in die 
Welt des Bootsbaus und konnten die hand­
werkliche Präzision bewundern, mit der die 
Boote gefertigt werden. Die Begeisterung 

war spürbar, als die Besucher Informatio­
nen über den Verkauf der hochmodernen 
Sportboote erfuhren. In zwei Gruppen 
verbrachten die JI­Mitglieder den zweiten 
Tag des Sommerwochenendes im Wan­
dergebiet Eisenau/Schafberg. Die maleri­
sche Landschaft und die frische Bergluft 
sorgten für eine belebende Erfahrung. Die 
Wandergruppen genossen die atemberau­

bende Aussicht auf den Attersee und die  
umliegende Bergwelt. 

Den krönenden Abschluss des erfolgreichen 
Wochenendes bildete das gemeinsame 
Abendessen in der Bandlkramerey. In ge­
mütlicher Atmosphäre wurden kulinarische 
Highlights serviert, die den Tag angemessen 
ausklingen ließen.

Club1031 | Junge Industrie
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Jeder vierte Euro  
für Pensionen … 
Wie soll sich das ausgehen?

Die Pensionsausgaben sind mit gesamt 
mehr als 22 Prozent (Stand heute) der größ­
te Ausgabenposten im  Bundesbudget – 
dabei wird für keinen Politikbereich mehr 
aus dem Bundesbudget  zugeschossen 
als für gesetzliche Pensionen und  
Beamtenpensionen. 

Angesichts der demografischen Entwick­
lung (zur Erinnerung: Wir stehen vor einer 
enormen Pensionierungswelle) fragen wir 
uns: Wie soll sich das in den nächsten 15 
Jahren finanziell ausgehen? Wir geben 
schon jetzt mehr als sechsmal so viel für 
Pensionen aus wie für alle Maßnahmen 
im Bereich der Klimawende, oder mehr 
als viermal so viel wie für Wissenschaft 
und Forschung. Wie sollen wir als Stand­
ort Österreich wettbewerbsfähig bleiben, 
wenn wir so große Teile unseres Staats­
budgets für Pensionsausgaben benötigen, 
anstatt Investitionen in unsere bzw. die 
Zukunft unserer Kinder zu tätigen? 

Wer lieber absolute Zahlen hat: Wir 
stehen bis 2027 vor einem 160­Mil­
liarden­Euro­Budgetloch in der Pensions­
versicherung, das es zu stopfen gilt. (Das 
wird auch die Vermögen- und Erbschaft­
steuer nicht bewältigen können – so­
sehr es sich manch ein Umverteiler auch  
wünschen mag.) 

Wir rufen also zu Realismus auf: Es 
braucht echte Lösungen. Wir brauchen 
Anreize, um Leute länger im Beruf zu hal­
ten. Wir müssen endlich weg von unserer 
absurden Teilzeitquote, und wir brauchen 
früher oder später Veränderungen im 
Pensionssystem – vor allem, wenn man 
bedenkt, dass die Lebenserwartung mas­
siv gestiegen ist, während das Pensions­
antrittsalter seit Jahrzehnten stagniert.

Julia Aichhorn,
Bundesvorsitzende der Jungen Industrie

WEBTIPP
Weitere Informationen finden Sie  
auf der Website des Club1031:  
www.club1031.at
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Sommerfest im Zeichen des Aufbruchs
Zahlreiche Gäste fanden auch heuer den Weg in den Wiener Kursalon zum traditionellen Sommerfest der IV-Wien. Nach der 
 Eröffnungsrede durch Präsident Christian C. Pochtler folgte eine Keynote von Bundeskanzler Karl Nehammer.

Je größer die Krisen und Heraus­
forderungen, desto tiefgreifender 
der Reform­ und Veränderungs­
bedarf“, so der Präsident der IV­Wien, 
Christian C. Pochtler, angesichts der 

schwierigen Position Europas „zwischen 
zwei extrem dynamischen Wirtschafts- und 
Systemkonkurrenten wie den USA und Chi­
na“. Es sei somit klar, so Pochtler, dass sich 
Europa neu positionieren müsse, um seine 
Wettbewerbsfähigkeit zu bewahren. „Europa 
muss das Rad aber nicht neu erfinden, um 
gestärkt aus diesen Krisenzeiten hervorzuge­
hen“, wie der Präsident ausführte, denn: „Mit 
der sozialen Marktwirtschaft haben wir unser 
eigenes Erfolgsmodell, das sich sowohl vom 
sozial nicht solidarischen Turbokapitalismus 
der USA als auch vom autokratischen Staats­
kapitalismus Chinas deutlich unterscheidet.“ 
Man brauche somit keine radikalen  neuen 
Wege einzuschlagen, sondern müsse sich 
nur darauf zurückbesinnen, „was uns einst 
erfolgreich gemacht hat in der Wirtschaft, in 
der Wissenschaft, in sozialen Errungenschaf­

ten und damit in der Welt. Wir müssen – neu 
interpretiert und nicht retro – zurück in die 
Zukunft!“ Wichtig sei dabei, dass Leistung 
immer schon integraler Teil der sozialen 
Marktwirtschaft gewesen sei. Ideen wie eine 
generelle Arbeitszeitverkürzung seien daher 
ein politischer Holzweg. Mit Blick auf Europa 
betonte der Präsident zudem, dass man die 
Zukunft nicht durch „Verbote und Überregu­
lierungen“ meistern könne, sondern vielmehr 
„durch Neugier und Technologieoffenheit!“

In seiner Keynote betonte Bundeskanzler 
Karl Nehammer, dass Österreich im vergan­
genen Jahr gut durch die akute Phase der 
kriegsbedingten Energiekrise gekommen 
sei: „Da haben wir alle, gemeinsam, sehr viel 
für unser Land geschafft!“ Mit Blick auf die 
Zukunft gelte es nun, sich wie von Präsident 
Pochtler ausgeführt auf die Prinzipien der 
sozialen Marktwirtschaft zu besinnen, so 
der Bundeskanzler: „Denn willst du einen 
solidarischen Sozialstaat, dann musst du ar­
beiten.“ Trotz der aktuell schwierigen globa­

len Situation sei er jedenfalls zuversichtlich, 
so Nehammer. Und das liege unter ande­
rem an der „Exzellenz der österreichischen 
Unternehmen“. Es gelte aber, die richtigen 
Weichen für die Zukunft zu stellen, um wei­
ter Investitionen und Innovation in Öster­

reich und Europa zu ermöglichen. Dabei, so 
Nehammer, gelte als Prinzip: Innovationen 
„entstehen nicht durch Verbote, sondern 
durch Ermöglichen. Denn die Dampfmaschi­
ne wurde nicht verboten – sie wurde durch 
etwas Besseres abgelöst.“

Fo
to

: A
le

xa
nd

er
 M

ül
le

r

Außenminister Alexander Schallenberg, OMV-CEO Alfred Stern und 
IV-Präsident Georg Knill.

Niki Scherak (NEOS) im Gespräch mit Europaministerin  
Karoline Edtstadler.

AMS-Landesgeschäftsführer Winfried Göschl und AK-Direktorin 
Silvia Hruška-Frank mit IV-Wien-Geschäftsführer Johannes Höhrhan 
sowie IV-Wien-Präsidiumsmitglied Stefan Ehrlich-Adám.

IV-Wien-Präsident Christian C. Pochtler und Bundeskanzler Karl Nehammer eröffneten mit ihren 
Keynotes das Sommerfest 2023.
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Die Mehrheit der Mitte
Aus der Multikrise der vergangenen Jahre ist längst eine Permakrise geworden – keine Zeit für Experimente, sondern für eine 
rationale, pragmatische Politik der Mitte.

Vor Kurzem konnten wir unser Sommerfest 
im Kursalon Wien feiern. In meiner Eröffnung 
habe ich auf die schwierige Lage Europas und 
Österreichs hingewiesen. Kurz zusammen-
gefasst: Wir haben derzeit mehr Heraus­
forderungen zu meistern (Krieg vor unserer 
Haustür, höhere Energiekosten, krisenbeding­
te Migrationsströme  …) als unsere globalen 
Konkurrenten USA und China. Auch unsere 
Abhängigkeiten, sowohl ökonomisch als auch 
sicherheitspolitisch, sind ungleich größer. Eu-
ropa muss sich daher neu positionieren.

Meine These ist, dass wir dazu aber das Rad 
nicht neu erfinden müssen, sondern uns nur 
auf die Grundwerte unseres europäischen 
Erfolgsmodells, der sozialen Marktwirtschaft, 
rückbesinnen müssen. Ein Teil dieser Werte 
war immer auch Leistung – denn was man über 
den Sozialstaat verteilen will, muss man vorher 
über den wirtschaftlichen Erfolg erst einmal 
erarbeiten. Schon vor dem Beginn der Corona­

pandemie orteten viele Experten in Österreich 
und Teilen Europas aber die Ausbreitung einer 
gewissen Vollkaskomentalität – der Über-
zeugung also, die öffentliche Hand müsse alle 
Risiken des Lebens komplett abdecken.

Seit Corona ist dieser Trend noch einmal deut­
lich größer geworden. Angesichts einer (auch 
das muss man zugeben) noch nie da gewese­
nen, extrem herausfordernden Gesamtsitua­
tion hat die Politik vieler Länder eine Art Ab­
federungspolitik gefahren – wobei kaum ein 
Land dabei so großzügig war wie Österreich. 
Das „Schlimmste zu vermeiden“ war und ist 
sicherlich richtig, aber man ist wohl über das 
Ziel hinausgeschossen. Inzwischen werden die 
Forderungen nach immer neuen Leistungen 
und „Verbesserungen“ geradezu absurd. Wir 
verlassen immer mehr den Boden der Realität.

Es scheint so, als habe all das Abfedern, als 
hätten all die Hilfsmaßnahmen den Leuten 
Sand in die Augen gestreut. Dabei wäre es 
dringender nötig denn je, dass die Politik die 
Menschen eben gerade nicht vor der harten 
Realität abschirmt, sondern ihnen reinen Wein 
einschenkt, nüchtern und pragmatisch. Wir 
wissen eigentlich alle, was auf uns zukommt: 
Die Babyboomer kommen ins Pensionsalter – 
und damit droht eine wahre Kostenlawine. 
Diese demografische Entwicklung war seit 
Jahrzehnten vorhersehbar, und schon jetzt 
gehen uns die Arbeitskräfte aus.

Nehmen wir noch die erwähnte relative 
Schlechterstellung in Bezug auf unsere globale 
Wettbewerbsfähigkeit dazu, dann sollte jedem 
klar sein, dass jetzt nicht die Zeit für Experimen­

te und ideologische Träumereien ist – egal ob 
nun von links oder rechts. Wir gehen turbulen­
ten Zeiten entgegen, es wäre daher in einem 
ersten Schritt entscheidend, einfach einmal die 
Fakten zu akzeptieren. So hat auch der Produk­
tivitätsrat kürzlich 47 Vorschläge für notwendi­
ge und längst überfällige Reformen veröffent­
licht. Vorsitzender Christoph Badelt sprach von 
einem „Pflichtenheft für die Regierung“.

Nun, diese Regierung hat noch ein Jahr Zeit; 
dieses Jahr gilt es jedenfalls zu nutzen. Und um 
realistisch zu bleiben: Nein, keiner erwartet 
sich in diesem Jahr den „ganz großen Wurf“. 
Wir sind Österreicher, wir verstehen das. 
Aber zumindest die Inhalte des Regierungs-
programms – da ist noch genug offen – sollte 
man konsequent abarbeiten.

Nächstes Jahr werden dann die Wähler zu 
entscheiden haben. Ich bin mir sicher, dass ein 
konsequentes politisches Angebot die Mitte 
der Gesellschaft sehr wohl abholen kann – 
trotz des chronisch schlechten Images der Re­
gierenden in der Bevölkerung. Derzeit aber ist 
die politische Mitte nur unzureichend besetzt. 
Anstatt sich immer an Extrempositionen von 
rechts und links abzuarbeiten, sollte man eine 
eigene, vernünftige Linie finden. Denn das 
gegenseitige Anschütten und Verhöhnen hilft 
am Ende ja doch nur den politischen Rändern; 
die Mitte der Gesellschaft wendet sich da eher 
angewidert ab. Diese Mitte der Gesellschaft 
ist nach wie vor die Mehrheit – davon bin ich 
felsenfest überzeugt!

Man kann mit vernünftiger Politik jedenfalls 
Wahlen gewinnen. Denken Sie an Griechen­

land, wo die Wähler erst vor Kurzem einer 
konservativen Regierung ihr Vertrauen aus­
gesprochen haben, die nüchtern und trocken 
und ohne jegliche Sozialromantik versprochen 
hat, die vielen Baustellen des Landes konse­
quent abzuarbeiten.

Als Unternehmer bin ich Optimist – und auch 
als Österreicher. Der tägliche Politstreit in 
klassischen und sozialen Medien spiegelt nicht 
wirklich unsere Gesellschaft wider. Österreich 
hat sich nach dem Zweiten Weltkrieg kon­
sequent nach oben gearbeitet, zu einem der 
wohlhabendsten Länder dieser Welt – durch 
den Fleiß der Menschen und seiner Unter­
nehmer sowie die Innovationskraft seiner In­
genieure und Wissenschaftler. 

Wir müssen uns nur dessen besinnen, was 
uns groß gemacht hat, die Ärmel hochkrem­
peln und gemeinsam unsere Zukunft in die 
Hand nehmen!

Ihr

Christian C. Pochtler, 
Präsident der IV­Wien

DEBATTE 
Teilen Sie uns Ihre Meinung mit –  
via E-Mail an debatte@iv.at.

IV-Vizepräsidentin und Infineon-CEO Sabine Herlitschka mit IV-Ehrenpräsident Georg Kapsch 
(Kapsch TrafficCom), Sandra Bijelic (Kapsch TrafficCom) sowie Kari Kapsch (K-Businesscom).

Die Zweite Nationalratspräsidentin Doris Bures mit Gesundheitsminister Johannes Rauch.
IV-Wien-Präsident Christian C. Pochtler und  
IV-Wien-Vizepräsidentin Ursula Simacek.

Auch Arbeitsminister Martin Kocher beehrte die IV-Wien am Sommerfest 2023.

IV-Generalsekretär Christoph Neumayer  
und der Wiener Finanz- und Wirtschaftsstadtrat 
Peter Hanke.



12 Juli | August 2023 | iv-positionen

WIEN
iv-positionen

JI-Wien zu Gast bei Ottobock
Mitglieder der Jungen Industrie Wien besuchten den Fertigungsstandort im elften Wiener Gemeindebezirk.

Ottobock bietet individuelle 
Lösungen für Menschen mit 
eingeschränkter Beweglich­
keit. Über 9.000 Mitarbeiter 
weltweit entwickeln und pro­

duzieren seit mehr als 100 Jahren vor allem 
Prothesen, Orthesen und Rollstühle und ge­
ben damit Menschen ihre Mobilität zurück. 

Dabei investiert das Unternehmen rund neun 
Prozent des Umsatzes in die Entwicklung und 
Forschung an neuen Produkten und Techno­
logien. Dies schlägt sich auch in der Standort­
wahl Wien nieder – denn einerseits profitiert 
der Standort in Simmering vom exzellenten 
Grundlagenforschungsniveau in Wien und 
andererseits von der unmittelbaren Nähe 
zur technischen sowie medizinischen Uni­
versität der Hauptstadt. Bevor es für die JI-
Mitglieder in die Fertigung ging, stellte Ot­
tobock-Austria-CEO Dr. Andreas Eichler in 
einem kurzen Vortrag das Unternehmen und 

insbesondere den Standort Wien vor. In der 
anschließenden zweistündigen Besichtigung 
bestaunten die Veranstaltungsteilnehmer 

die innovativen Produkte sowie den Umfang 
der Fertigung und der Forschungsarbeit am 
Standort. Dabei wurden den JI-Mitgliedern 

alle Fragen zur Herstellung von Medizin­
produkten sowie zur Produktanwendung im 
Einzelfall beantwortet.

Die JI-Mitglieder mit Ottobock-Austria-CEO Dr. Andreas Eichler (im Bildvordergrund).Die JI-Mitglieder bei der Besichtigung. Fo
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Jedes Team ein Sieger:  
Leonardino Contest 2023
35 Teams aus Wiener Volksschulen traten erstmals im Haus der Industrie zum jährlichen Wissenschafts-Contest an.

Vor 16 Jahren wurde das Bil­
dungsprojekt „Leonardino und 
Galilea“ an den Wiener Volks­
schulen von der Industriellen­
vereinigung Wien, der Festo 

GmbH sowie der Wirtschaftskammer Wien 
ins Leben gerufen. Ziel der Initiative ist es, 
Naturwissenschaft und Technik nachhaltig 
und spielerisch im Schulunterricht zu veran­
kern. Dafür werden Experimentierboxen zu 
den Themen Luft und Luftdruck sowie Strom 
an Wiener Volksschulen verschickt, die dann 
im Unterricht zum Einsatz kommen. 

Der jährlich stattfindende Contest als Projekt­
highlight wurde heuer erstmals im Haus der In­
dustrie abgehalten. Dabei traten 35 Teams aus 
Wiener Volksschulen in einem spielerisch ge­
stalteten Wettbewerb gegeneinander an und 

meisterten zahlreiche spannende Experimen­
te. Die drei erfolgreichsten Teams absolvierten 
im Finale des Contests ein Wissensquiz. Ab­
schließend musste noch ein Stromkreis kons­
truiert werden, um Wind räder zum Laufen zu 
bringen. Am Ende waren aber alle Teams Ge­
winner – denn mit Freude am Experimentie­
ren und am Lösen kniffliger Aufgaben konnten 

alle viel neues Wissen mit nach Hause neh­
men. „Wir wollen Schülerinnen und Schüler 
für Technik begeistern – deswegen haben 
wir ‚Leonardino und Galilea‘ vor vielen Jahren 
mitinitiiert“, erklärte Johannes Höhrhan, Ge­
schäftsführer der IV-Wien. „Wir unterstützen 
das Projekt seither sehr gerne, denn Kinder 
haben von Natur aus einen Forschungs- und 

Entdeckungsdrang, den es schon von klein auf 
zu fördern gilt.“ Dabei sind sich alle Initiatoren 
einig: „Mit den Experimentierboxen in den 
Volksschulen werden die Kinder spielerisch 
für Naturwissenschaft und Technik begeistert 
und lernen dadurch, Probleme zu lösen und 
Frusttoleranzen durch stetiges Ausprobieren 
und Besserwerden zu steigern.“

Die Initiatoren des Projekts bei der Eröffnung des Contests. IV-Wien-Geschäftsführer Johannes Höhrhan bei der Preisübergabe.

Die teilnehmenden Klassen des Contests.


